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1. RECHTSGRUNDLAGEN 
Rechtsgrundlagen für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind: 
o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I, S. 2986), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I, Nr. 88), 
o Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. Nr. 9 vom 

28.04.2015, S. 170), geändert durch §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landesentwicklungsgesetzes Sachsen-Anhalt vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203), 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I, 
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
394) geändert worden ist, 

o Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I, S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), 

o Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, S. 58) vom Januar 
1991, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. 
September 2013 (GVBl. LSA, S. 440, 441), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. März 2023 (GVBl. LSA, S. 178), 

o Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Harz vom 09. März 2009, in Kraft getreten 
am 24. Mai 2009, geändert durch 1. und 2. Änderung, in Kraft getreten am 22.05./ 29.05.2010, 
ergänzt um Teilbereich Wippra, in Kraft getreten am 23.07./ 30.07.2011, zuletzt 
fortgeschrieben zum Sachlichen Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“, in Kraft getreten am 
22.09./29.09.2018, 

o Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (GVBL. LSA 2011, S. 160) in Kraft 
getreten am 12. März 2011, 

o Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom 10. Dezember 2010 (GVBl. 
LSA, S. 569), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2019 (GVBl. LSA  S. 346), 

o Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306), 

o Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Abs. 3 des Gesetzes vom 26. 
Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist  

o Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz – KVG 
LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 2014, S. 288),  zuletzt geändert durch Artikel Gesetz vom 19. 
März 2021 (GVBl. LSA S. 100), 

o Straßengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 06. Juli 1993 (GVBl. LSA 1993, S. 
334), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. März 2023 (GVBl. LSA, S. 178). 

 
 
2. GELTUNGSBEREICH 
Der Geltungsbereich des Plangebietes umfasst die Flurstücke in der Gemarkung Ballenstedt Flur 6, 
Flurstücke 666, 667/1, 1277, 1279, 1275, 1281, 1282 und 1283 mit einer Gesamtgröße von 6.582 m² 
(ca. 0,7 ha). Die Grundstücke sind nicht Bestandteil eines gültigen Bebauungsplans und unterliegen 
auch keiner sonstigen Verordnung. 
Der Investor IMMAC Sozialimmobilien 128. Renditefonds GmbH & Co. geschlossene 
Investmentkommanditgesellschaft Hamburg wird Eigentümer der rückwärtigen Fläche des 
Flurstückes 1283, Flur 6, Gemarkung Ballenstedt. Der Kaufvertrag ist bereits notariell beurkundet. Es 
besteht eine Vormerkung der Eigentumsübertragung.  
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 44 „Poststraße“ wird im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB durchgeführt. Auf die Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird 
verzichtet. 
 
 
3. ENTWICKLUNG AUS DEM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Ballenstedt mit dem OT Badeborn wurde vom 
Landesverwaltungsamt Magdeburg unter dem AZ: 204-21101/QLB/003 vom 19.06.2006 genehmigt, 
und ist mit der Veröffentlichung am 12.07.2006 im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft 
Ballenstedt in Kraft getreten. In diesem Plan ist das Plangebiet als gemischte Baufläche ausgewiesen. 
 
Für die Stadt Ballenstedt d. h. Kernstadt Ballenstedt und die Ortsteile Badeborn, Radisleben und 
Rieder liegt der Entwurf des Flächennutzungsplans vom September 2022 vor. Die Behörden, 
sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden wurden beteiligt. Der 
Abwägungsbeschluss des Rates der Stadt Ballenstedt vom 19.10.2023 liegt vor.  
 
Der Geltungsbereich des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 44 befindet sich im 
Entwurf des Flächennutzungsplanes von September 2022 in einer ausgewiesenen Wohnbaufläche. 
Aufgrund der erfolgten Hinweise vom Umweltamt des Landkreises Harz Sachgebiet Immissionsschutz 
bezüglich eines benachbarten Autohauses mit Werkstatt und der damit verbunden Belastungen 
durch Lärmimmissionen für das Plangebiet, wurde im Abwägungsbeschluss, welcher für die 
Genehmigungsfassung bindend ist, das Plangebiet als gemischte Baufläche ausgewiesen.  
 
Aufgrund der Vielzahl und der Gewichtung der Änderungen, die sich durch die eingegangenen 
Stellungnahmen zum FNP ergaben, wurde in der Stadtratssitzung am 19.10.2023 ebenfalls die 
erneute Auslegung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Der Beschluss wurde ortsüblich durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Ballenstedt „Ballenstedter Stadtbote“, Ausgabe 11/2023 
vom 18.11.2023 öffentlich bekannt gemacht.  In der Fassung Februar 2024 wurde die betreffende 
Fläche als gemischte Baufläche südlich der „Poststraße“ ausgewiesen. Der Entwurf lag vom 
26.02.2024 bis zum 27.03.2024 öffentlich aus. Die Trägerbeteiligung erfolgte durch das Schreiben 
vom 21.02.2024. 
 
 
4. ANLASS UND ABLAUF DER PLANUNG 
Der Eigentümer des Grundstücks ist die Stadt Ballenstedt. Der Investor IMMAC Sozialimmobilien 128. 
Renditefonds GmbH & Co. geschlossene Investmentkommanditgesellschaft Hamburg beabsichtigt 
hier das Investitionsvorhaben „Seniorenpflegeheim Ballenstedt“ zu errichten. Der vorliegende 
vorhabenbezogene Bebauungsplan soll dafür die notwendigen planungsrechtlichen Voraussetzungen 
schaffen. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde vom Stadtrat der Stadt Ballenstedt mit der Vorlage-Nummer VII-23-
052 am 19.10.2023 gefasst. Der Beschluss wurde im Amtsblatt der Stadt Ballenstedt „Ballenstedter 
Stadtbote“ Nr. 11/2023  vom 18.11.2023 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Stadtrat der Stadt Ballenstedt billigte den Vorentwurf  in seiner öffentlichen Sitzung am 
12.12.2023 und beschloss die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB. Der Beschluss VII/23-072 wurde im Amtsblatt der 
Stadt Ballenstedt „Ballenstedter Stadtbote“ Nr. 01/2024 vom  20.01.2024 ortsüblich bekannt 
gemacht. 
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Die Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde im Amtsblatt der Stadt Ballenstedt 
„Ballenstedter Stadtbote“ Nr. 02/2024 vom  24.02.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte mit einer öffentlichen 
Auslegung vom  26.02.2024 bis  27.03.2024.  
 
Mit Schreiben vom  25.01.2024 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie Nachbargemeinden gebeten zum Vorentwurf ihre Stellungnahme abzugeben. 
 
Die in der öffentlichen Auslegung und in den eingegangenen Stellungnahmen der Behörden, der 
sonstigen Träger öffentlicher Belang sowie der Nachbargemeinden gegebenen relevanten Hinweise 
sind nach interner Abwägung in der vorliegenden Entwurfsfassung eingearbeitet worden. 
 
Im weiteren Verlauf sind folgende Verfahrensschritte zu durchlaufen: 

o Billigung und Annahme des Entwurfs, Beschluss zur öffentlichen Auslegung durch den Stadtrat,  
o Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden, 
o Abwägungsbeschluss des Stadtrates und Annahme der Planfassung durch den Stadtrat, 
o Satzungsbeschluss des Stadtrates bzw. Genehmigung u. U. mit Auflagen,  
o Ausfertigung des Bebauungsplanes,  
o Bekanntmachung. 

Gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 1 wird von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. 
 
 
5. BEGRÜNDUNG DES PLANVERFAHRENS 
5.1 Begründung zum Planverfahren nach § 12 BauGB Vorhaben- und Erschließungsplan 

Nach § 12 Abs. 1 BauGB kann die Gemeinde mit einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit der 
Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen 
(Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten ganz oder teilweise 
vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 verpflichtet (Durchführungsvertrag).  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan nach § 12 BauGB besteht aus drei erforderlichen 
Bestandteilen. Der Vorhaben- und Erschließungsplan, der vorhabenbezogene Bebauungsplan sowie 
der Durchführungsvertrag. Dabei wird der Vorhaben- und Erschließungsplan Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Der Durchführungsvertrag ist nicht Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und muss weder dem Bebauungsplan noch seiner Begründung 
beigefügt werden. 
 
In der vorliegenden Fassung des Vorentwurfs ist sowohl der vorhabenbezogene Bebauungsplan als 
auch der Vorhaben- und Erschließungsplan enthalten. Der Durchführungsvertrag, welcher vor dem 
Satzungsbeschluss bzw. vor der Genehmigungsfassung mit dem Vorhabenträger geschlossen wird 
bzw. wurde, ist nicht Bestandteil der vorliegenden Fassung des Vorentwurfs.  
 
In dem,  dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan beigefügten Vorhaben- und Erschließungsplan ist 
das festgesetzte Vorhaben konkret dargestellt. Im vorliegenden Fall: der Gebäudekomplex, die 
notwendigen Erschließungsanlagen und die Stellplätze sowie die Wege. Als Bestandteil der Satzung 
bzw. der Genehmigungsfassung sind die darin enthaltenen Aussagen bzw. Darstellungen 
rechtsverbindlich, denn zu diesen im Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellten Maßnahmen 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 44 „Poststraße“, Stadt Ballenstedt, Landkreis Harz  

(mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan) 
Begründung               Fassung: Entwurf           Stand: April 2024   
Büro für Landschaftsarchitektur, Stadt- und Dorfplanung, Dipl.-Ing. Nathalie Khurana  Lindenstraße 22  Aschersleben 
               

 

6 

 

verpflichtet sich der Vorhabenträger gemäß § 3a BauGB im Durchführungsvertrag. Alle 
abweichenden Darstellungen in den eventuell beigefügten weiteren Unterlagen sind nicht 
verbindlich und stellen lediglich den Arbeitsstand dar, als diese Dokumente erstellt wurden. Vielfach 
entstehen geänderte Darstellungen im Ergebnis der Gutachten und Fachbeiträge. 
 
5.2 Begründung zum Planverfahren nach § 13a BauGB Bebauungspläne der Innenentwicklung 
Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt mit ca. 0,7 ha (7.000 m2) weniger als 20.000 m2 gemäß § 
13a Abs. 1 Ziffer 1, wobei im Letzteren die Grundfläche gemeint ist, welche im Fall des Plangebietes 
deutlich darunter liegt. Das Plangebiet ist allseitig mit Bebauung umgeben. Die Erschließungsstraße 
„Poststraße“ befindet sich im Norden des Geltungsbereiches. Bei dem Plangebiet handelt es sich um 
das Gelände einer ehemaligen Gärtnerei, welche zurzeit als Grünland dient. Es handelt sich gem. § 
13a Abs. 1 um die Wiedernutzbarmachung sowie um Nachverdichtung der Fläche. 
 
Bei dem vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan geht es um die Schaffung des Baurechts 
zur Errichtung des im Plan eingetragenen Bauvorhabens. Bei diesem Planvorhaben handelt es sich 
um die Errichtung eines vollstationären Seniorenpflegeheimes mit 100 Einzelzimmern. Das Vorhaben 
fügt sich nicht in die vorhandene Gemengelage der umliegenden Bebauung ein und entspricht nicht 
dem § 34 Abs. 1 BauGB. Daher die Notwendigkeit der Erstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans. 
 
Das öffentliche Interesse in der Verwirklichung des Bauvorhabens liegt in der Schaffung eines 
vollstationären Seniorenpflegeheims insbesondere für Bürger mit besonderen Bedürfnissen, die in 
Hinblick auf die demografische Entwicklung in der Stadt Ballenstedt dringend gebraucht werden.  
 
Das Vorhaben widerspricht nicht nach § 15 Abs. 1 BauNVO die Eigenart des Baugebietes, weder in 
Anzahl noch nach Lage, Umfang oder Zweckbestimmung. Der Baukörper ist nach Süden orientiert. Er 
beschattet nicht die Nachbargrundstücke. Der Anbau ist so konzipiert, dass die nach § 6 Abs. 5 BauO 
LSA einzuhaltenden Abstände eingehalten werden. 
 
Da vom Gesetzgeber die Anwendung des § 34 im Innenstadtbereich nicht zwingend vorgeschrieben 
ist, wird gemäß §§ 12 und 13a BauGB der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan aufgestellt. 
 
 
6. RAUMORDNERISCHE VORGABEN 
(Stellungnahmen: Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Halle v.     .    .2024; Ministerium für Infrastruktur und Digitales 
Sachsen-Anhalt, Halle v. 23.02.2024; Regionale Planungsgemeinschaft Harz, Quedlinburg v.  26.02.2024; Landkreis Harz 
Untere Landesentwicklungsbehörde v. 22.02.2024) 

Für die in Rede stehende Planung besteht die förmliche Vorlagepflicht bei der Obersten 
Landesentwicklungsbehörde zur Prüfung der Raumbedeutsamkeit der Planung und ggf. 
landesplanerischen Abstimmung (§13 (1) LEntwG LSA). 
 
6.1 Landesplanung 
Im rechtskräftigen Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt 2010 (GVBl. LSA vom 11. 
März 2011) sind für den Raum Ballenstedt folgende raumordnerische Festlegungen enthalten. 
 
Vorranggebiet für Natur und Landschaft  
Vorranggebiete für Natur und Landschaft dienen der Erhaltung und Entwicklung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Hierzu gehören NATURA 2000 Gebiete, bedeutende naturschutzrechtlich 
geschützte Gebiete, für den langfristigen Schutz von Natur und Landschaft besonders wertvolle 
Gebiete und Gebiete von herausragender Bedeutung für ein landesweites ökologisches System. In 
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den Vorranggebieten für Natur und Landschaft sind das ökologische Potenzial und die jeweiligen 
ökologischen Funktionen nachhaltig zu entwickeln und zu sichern. 
Der in der Gemarkung der Kernstadt Ballenstedt befindliche Teil des nördlichen Mittel- und 
Unterharzes und des Harzrandes (XXVI) ist als solches Vorranggebiet festgesetzt. 
 
Das Plangebiet liegt inmitten der Stadt Ballenstedt. Es wird vom Vorranggebiet  nicht tangiert. 
Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung 
Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung dienen dem Schutz von erkundeten Rohstoffvorkommen 
insbesondere vor Verbauung und somit der vorsorgenden Sicherung der Versorgung der 
Volkswirtschaft mit Rohstoffen (Lagerstättenschutz). 
Die Hartsteinlagerstätte „Ballenstedt-Rehköpfe (XXI)“ ist als solches festgesetzt. Dazu wurde 
festgelegt, dass eine räumliche Konkretisierung im Regionalen Entwicklungsplan „Harz“ erfolgen 
solle. 
   
Das Vorranggebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedt und tangiert das Plangebiet nicht. 
Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Vorranggebiete für Hochwasserschutz 
Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind Gebiete zur Erhaltung der Flussniederungen für den 
Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur Vermeidung von nachteiligen 
Veränderungen der Flächennutzung, die die Hochwasserentstehung begünstigen und beschleunigen. 
Diese Gebiete sind zugleich in ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft zu erhalten. 
Überschwemmungsbereiche u. a. der Selke sind als Vorranggebiete für Hochwasserschutz festgelegt. 
 
Das Plangebiet tangiert das Vorranggebiet nicht, da es innerhalb der Ortslage liegt. Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1: Auszug aus dem rechtskräftigen Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt 2010, Plangebiet im rot 
markierten Bereich 
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Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung 
Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung sein Gebiete, die aufgrund landschaftlicher und 
naturräumlicher Potentiale sowie der Entwicklung und /Oder des Bestandes an touristischen und 
kulturellen Einrichtungen für den Tourismus und  die Erholung besonders geeignet sind. Diese 
Gebiete sind zu wirtschaftlich tragfähigen Tourismus- und Erholungsgebieten zu entwickeln.  
Als Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung wird das Gebiet 4 ausgewiesen: Harz.  
Das Gebiet zieht sich von Norden über den Westen bis Osten um die Ortslage Ballenstedts. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen. 
 
Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft 
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft sind Gebiete, in denen die Landwirtschaft als Nahrungs- und 
Futtermittelproduzent, als Produzent nachwachsender Rohstoffe sowie als Bewahrer und Entwickler 
der Kulturlandschaft den wesentlichen Wirtschaftsfaktor darstellt.  
Als Vorbehaltsgebiet wird das Gebiet 3 ausgewiesen: Nördliches Harzvorland 
Das Gebiet liegt nordöstlich der Kernstadt Ballenstedt. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen. 
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6.2 Regionalplanung 
Im rechtskräftigen Regionalen Entwicklungsplan Harz 2009 (REPHarz) sind für die Stadt Ballenstedt 
folgende Erfordernisse der Raumordnung festgeschrieben. 
Ergänzt wird der REPHarz durch die Teilfortschreibung des regionalen Entwicklungsplanes für die 
Planungsregion Harz Sachlicher Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“, genehmigt am 09.08.2018. 
 
Im sachlichen Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“ wurde Ballenstedt im Z 13 als Grundzentrum 
eingestuft und in der Beikarte 6 räumlich abgegrenzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2: Abgrenzung Zentraler Ort Ballenstedt, Beikarte 6 des Sachlichen Teilplans „Zentralörtliche Gliederung“, 2018, 
Plangebiet im blau markierten Bereich  

 
Gemäß Sachlichen Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“ in der Planungsregion Harz als 
Teilfortschreibung des REP Harz (Pkt. 4.4), werden die zentralen Orte in Sachsen-Anhalt festgelegt. 
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Z 1 Die Entwicklung und  die Sicherung von Zentralen Orten in der Planungsregion Harz dienen der 
Gewährleistung der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie sind als Mittelpunkte des gesellschaftlichen 
Lebens im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung zu stärken (LEP2010, Z 24). 
 
Z 2 Zentrale Orte sind so zu entwickeln, dass sie ihre überörtlichen Versorgungsaufgaben für ihren 
Verflechtungsbereich erfüllen können. Zentrale Einrichtungen der Versorgungsinfrastruktur sind 
entsprechend der jeweiligen zentralörtlichen Funktionen zu sichern (LEP2010, Z 25). 
 
Z 9 Grundzentren sind als Standorte zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen 
Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen sowie der gewerblichen Wirtschaft zu sichern und 
zu entwickeln. Sie sind in das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs einzubinden (LEP2010, Z 
35). 
 
Die Kernstadt Ballenstedt besitzt den Status eines Grundzentrums. D. h. über den Eigenbedarf hinaus 
können Flächen zur Entwicklung von Wohnen und Gewerbe/Industrie für den eigenen 
Verflechtungsbereich bei einer entsprechenden Nachweiserbringung ausgewiesen werden. 
Grundzentren nehmen auch Aufgaben der Daseinsvorsorge für ihren Verflechtungsbereich wahr. 
Demzufolge hat Ballenstedt u. a. die Aufgabe, für seinen Verflechtungsbereich ausreichend 
Wohnstandorte bereitzustellen. Dies gilt auch für altersgerechten Wohnraum bzw. für Plätze in 
Seniorenpflegeheimen. 
 
Der Geltungsbereich des B-Planes befindet sich innerhalb der räumlichen Abgrenzung des 
grundzentralen Ortes Stadt Ballenstedt. 
 
Damit wird auch dem Z 24 des Sachlichen Teilplans „Zentralörtliche Gliederung“ entsprochen, in dem 
das Prinzip der Innen- vor der Außenentwicklung anzuwenden ist. Das Plangebiet liegt innerhalb der 
Ortslage Ballenstedts. 
 
Vorranggebiet für Hochwasserschutz „Selke“ 
Dieses Vorranggebiet umfasst im Süden der Gemarkung Ballenstedt das Überschwemmungsgebiet 
des Flusslaufs der Selke. Die Getel in der Gemarkung Badeborn und der Sauerbach östlich von 
Opperode in der Gemarkung Ballenstedt, beide in die Selke einmündend, sind vom Hochwasser in 
der Selke betroffen. 
 
Das Plangebiet tangiert das Vorranggebiet nicht, da es innerhalb der Ortslage liegt. Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten. 
 
Vorranggebiete für Natur und Landschaft 
Vorranggebiete für Natur und Landschaft sind für die Erhaltung und Entwicklung der natürlichen 
Lebensgrundlagen vorgesehen. 
Dazu zählt u. a. das Selketal (III), Gegensteine - Schierberg (XIX) bei Ballenstedt sowie Alte Burg bei 
Gernrode. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage der Stadt Ballenstedt. Es wird vom Vorranggebiet  nicht 
tangiert. Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Vorranggebiete für Landwirtschaft 
Zu den festgelegten Vorranggebieten Nördliches Harzvorland (II) gehört die nördliche Hälfte der 
Gemarkung Badeborn.   
 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 44 „Poststraße“, Stadt Ballenstedt, Landkreis Harz  

(mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan) 
Begründung               Fassung: Entwurf           Stand: April 2024   
Büro für Landschaftsarchitektur, Stadt- und Dorfplanung, Dipl.-Ing. Nathalie Khurana  Lindenstraße 22  Aschersleben 
               

 

11 

 

Das Plangebiet ist von diesem Vorranggebiet nicht berührt. Es werden keine Auswirkungen erwartet. 
 
Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung 
Dazu gehören die Kiessandlagerstätte Badeborn (XXII) und die Hartsteinlagerstätte Ballenstedt – 
Rehköpfe (XXIII).  
 
Das Vorranggebiet Hartsteinlagerstätte liegt südlich der Ortslage Ballenstedt und tangiert das 
innerörtliche Plangebiet nicht. Die Kiessandlagerstätte in Badeborn liegt nördlich der Ortslage 
Ballenstedts. Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Vorrangstandorte für Industrie und Gewerbe 
Als weitere regional bedeutsame Vorrangstandorte für Industrie und Gewerbe außerhalb der 
zentralen Orte wurde unter anderem (Gernrode)-Rieder festgelegt. 
 
Das Plangebiet wird nicht tangiert, da es in der Ortslage Ballenstedts liegt. 
 
Vorrangstandorte für Großflächige Freizeitanlagen 
Diese sind intensiv genutzte Anlagen, die der Freizeitgestaltung und der Erholung dienen. Das 
Motorsport- und Freizeitzentrum mit integriertem Verkehrssicherheitszentrum „Am Gegenstein 
Ballenstedt“ ist in dieser Kategorie aufgelistet. 
 
Das Plangebiet wird nicht tangiert, da es innerhalb der Ortslage Ballenstedts liegt. 
 
Vorrangstandorte für Kultur- und Denkmalpflege 
In dieser Festlegung sind unter anderem enthalten Schloss und Schlosspark Ballenstedt und 
Parkanlage Roseburg. 
 
Das Plangebiet wird nicht tangiert. Schloss und Schlosspark Ballenstedt liegen im westlichen Teil der 
Ortslage – ca. 600 m westlich entfernt- und die Roseburg liegt östlich von Rieder. 
 
Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung 
Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung sein Gebiete, die aufgrund landschaftlicher und 
naturräumlicher Potentiale sowie der Entwicklung und /Oder des Bestandes an touristischen und 
kulturellen Einrichtungen für den Tourismus und  die Erholung besonders geeignet sind. Diese 
Gebiete sind zu wirtschaftlich tragfähigen Tourismus- und Erholungsgebieten zu entwickeln.  
Als Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung wird das Gebiet 1 ausgewiesen: Harz und 
Harzvorländer.  
Das Gebiet zieht sich von Norden über den Westen bis Osten um die Ortslage Ballenstedts. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen. 
 
Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft 
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft sind Gebiete, in denen die Landwirtschaft als Nahrungs- und 
Futtermittelproduzent, als Produzent nachwachsender Rohstoffe sowie als Bewahrer und Entwickler 
der Kulturlandschaft den wesentlichen Wirtschaftsfaktor darstellt.  
Als Vorbehaltsgebiet wird das Gebiet 2 ausgewiesen: Nördliches Harzvorland 
Das Gebiet liegt nördlich der Kernstadt Ballenstedt. 
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Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen. 
 
Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems 
Vorbehaltsgebiete für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems umfassen großräumige, 
naturbetonte, naturraumtypische, reich mit naturnahmen Elementen ausgestattete Landschaften 
und Lebensräume sowie Verbundachsen zum Schutz besonders gefährdeter Tier- und Pflanzenarten, 
Naturnaher Landschaftsteile und Kulturlandschaften mit ihren charakteristischen 
Lebensgemeinschaften.  
Als Vorbehaltsgebiet wird das Gebiet 1 ausgewiesen: Harz und Harzvorländer 
Das Gebiet liegt südlich der Kernstadt Ballenstedt. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen 
 
Vorbehaltsgebiet für Wiederbewaldung/Erstaufforstung 
Zur Anhebung der erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegenden Waldanteils in Teilen der 
Planungsregion ergeben sich im Interesse ausgewogener Anteile von Wald, offenem Gelände und 
Bebauung in einer harmonischen Kulturlandschaft regional bedeutsame Schwerpunkte für die 
Aufforstung. 
Als Vorbehaltsgebiet wird das Gebiet 4 ausgewiesen: Getelaue 
Das Gebiet liegt nordöstlich der Kernstadt Ballenstedt. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Ballenstedts. Das Vorbehaltsgebiet wird nicht tangiert. 
Eine gegenseitige negative Beeinflussung wird ausgeschlossen 
 
Das Plangebiet befindet sich weder in einem Wasserschutzgebiet noch in einem durch Verordnung 
festgelegten Überschwemmungsgebiet. Im unmittelbaren Bereich sind keine Wassergewinnungs-, 
Wasseraufbereitungs- und Wasserverteilungsanlagen des Wasserversorgungsunternehmens 
vorhanden bzw. geplant. 
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Abb. 3: Auszug aus dem rechtskräftigen Regionalen Entwicklungsplan Harz 2009, Plangebiet im rot markierten Bereich  
 

Es wird festgestellt, dass das geplante Vorhaben den Zielen der Raumordnung des rechtskräftigen 
Regionalen Entwicklungsplan Harz (REPHarz), zuletzt fortgeschrieben zum Sachlichen Teilplan 
„Zentralörtliche Gliederung“, in Kraft getreten am 22.09/29.09.2018 und der Teilfortschreibung des 
REPHarz zum sachlichen Teilplan „Erneuerbare Energien Windenergiegewinnung“ zum derzeitigen 
Planungsstand nicht entgegen steht. 
 
Das Vorhaben befindet sich im geplanten Bereich der räumlichen Abgrenzung des Grundzentrums 
Ballenstedt. 
 
7. BEDARFSBEGRÜNDUNG 
(Stellungnahmen: Landkreis Harz Untere Landesentwicklungsbehörde v. 22.02.2024) 

Aus Sicht der Unteren Landesentwicklungsbehörde ist eine Planung, so wie vorliegend grundsätzlich 
in Ballenstedt möglich; der entsprechende Bedarfsnachweis ist jedoch zu erbringen.  
 
7.1 Vorbemerkungen zu den statistischen Angaben 
(Quelle: Flächennutzungsplan der Stadt Ballenstedt mit allen Ortsteilen, Entwurf Februar 2024, ASD, ASL) 

Neben den Ortsteilen Opperode und Asmusstedt gehörte der Ortsteil Badeborn bereits zur Stadt 
Ballenstedt, so dass sich die statistischen Angaben auf die Einheit: Kernstadt Ballenstedt mit den 
Ortsteilen Opperode, Asmusstedt und Badeborn bezogen und unter „Stadt Ballenstedt“ 
weitergeführt wurden.  
Am 1. Januar 2010 wurde Radisleben in die Stadt Ballenstedt eingemeindet. Mit der Folge, dass ab 
diesem Jahr die statistischen Angaben für Radisleben auch in die „Stadt Ballenstedt“ einbezogen 
wurden. Am 1. Dezember 2013 trat die Gemeinde Rieder, die vorher der Verwaltungsgemeinschaft 
Gernrode/Harz angehörte und 2010 zur Stadt Quedlinburg zugeschlagen wurde, der Stadt 
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Ballenstedt bei. Die statistischen Werte der „Stadt Ballenstedt“ ab 2013 umfassen die Werte aller zur 
Stadt Ballenstedt zugehörigen Ortsteile.  
 
7.2 Entwicklung der Einwohnerzahlen in der Stadt Ballenstedt 
Die Einwohnerzahl der Stadt Ballenstedt hat sich in den vergangenen Jahren wie folgt entwickelt: 

Stichtag Einwohner Zu- bzw. Abnahme zum 
vorangegangenen Jahr Männlich Weiblich Insgesamt 

31.12.2013 4.561 4.811 9.372 - 

31.12.2014 4.506 4.735 9.241 -131 

31.12.2015 4.452 4.678 9.130 -111 

31.12.2016 4.412 4.621 9.033 -97 

31.12.2017 4.393 4.625 9.018 -15 

31.12.2018 4.358 4.582 8.940 -78 

31.12.2019 4.329 4.517 8.846 -94 

31.12.2020 4.332 4.551 8.883 +37 

31.12.2021 4.277 4.548 8.825 -58 
Tabelle 1   (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt) 

 
Die Einwohnerzahl hat im Vergleich zur Zahl des vorangegangenen Jahres stetig abgenommen, 
ausgenommen das Jahr 2020. Die Abnahme war von unterschiedlicher Größe. Es zeigt sich aber, dass 
die Abnahmezahl immer geringer wurde. In den aufgezeigten acht Jahren waren es 547 Einwohner 
weniger. Dies bedeutet eine durchschnittliche Abnahme von 547 Einwohner/8 Jahre = 68,375 rd. 68 
Einwohner pro Jahr. 
 
In der 7. Regionalisierten Bevölkerungsprognose 2019 bis 2035 wird die Einwohnerzahl im Landkreis 
Harz im Jahre 2035 180.700 Einwohner betragen. Auf der Basis der Einwohnerzahl von 2019 wird die 
Bevölkerung um 15,29% abnehmen.  
Die Bevölkerung der Stadt Ballenstedt wird im Jahre 2035 auf 7.471 Einwohner prognostiziert, d. h. 
sie wird von 2019 bis 2035 um 1.375 Personen gleich 15,54% abnehmen.  
Somit befindet sich die Abnahme der Bevölkerung in der Stadt im Einklang mit der im Landkreis.  
Die Abnahme der Bevölkerung im Land Sachsen Anhalt im gleichen Zeitraum wird etwa 13,37% 
betragen. 
 
Die Ursachen der Zu- bzw. Abnahme der Bevölkerung zeigt folgende Tabelle: 

Stichtag Lebend 
Geborene 

Gestorbene Zuzüge Fortzüge Saldo 

31.12.2013 56 140 362 391 -113 

31.12.2014 47 139 351 387 -128 

31.12.2015 67 142 320 358 -113 

31.12.2016 58 156 368 369 -99 

31.12.2017 60 128 414 362 -16 

31.12.2018 61 129 346 352 -74 

31.12.2019 59 150 324 326 -93 

31.12.2020 71 130 410 321 +30 

31.12.2021 56 170 388 333 -59 
Tabelle 2   (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt) 

 

Die Zahlen veranschaulichen, dass die Zahl der Gestorbenen immer höher ist als die der 
Lebendgeborenen und das die Schere zwischen den Fortzügen und den Zuzügen immer kleiner wird, 
ausgenommen das Jahr 2020, als die Zahl der Zuzüge wesentlich höher war als die der Fortzüge. 
Durchschnittlich verlor die Stadt durch Bevölkerungsbewegungen ca. 74 Einwohner pro Jahr. 

 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 44 „Poststraße“, Stadt Ballenstedt, Landkreis Harz  

(mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan) 
Begründung               Fassung: Entwurf           Stand: April 2024   
Büro für Landschaftsarchitektur, Stadt- und Dorfplanung, Dipl.-Ing. Nathalie Khurana  Lindenstraße 22  Aschersleben 
               

 

15 

 

Folgende Tabelle verdeutlicht die tatsächliche Altersstruktur der Stadt Ballenstedt am Stichtag 
31.12.2021: 

Altersgruppe Einwohner Prozentanteil 

unter 3 Jahre 204 2,31 

3 bis unter 6 Jahre 210 2,38 

6 bis unter 10 Jahre 273 3,09 

10 bis unter 15 Jahre 413 4,68 

15 bis unter 18 Jahre 203 2,30 

18 bis unter 20 Jahre 141 1,61 

20 bis unter 25 Jahre 303 3,43 

25 bis unter 30 Jahre 238 2,69 

30 bis unter 35 Jahre 447 5,07 

35 bis unter 40 Jahre 566 6,41 

40 bis unter 45 Jahre 495 5,60 

45 bis unter 50 Jahre 479 5,42 

50 bis unter 55 Jahre 737 8,36 

55 bis unter 60 Jahre 797 9,04 

60 bis unter 65 Jahre 734 8,32 

65 bis unter 75 Jahre 1.289 14,61 

75 Jahre und mehr 1.296 14,68 

Insgesamt 8.825 100,00 
Tabelle 3   (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt) 

 
 

 

Altersgruppe Stichtag 31.12.2021 

Einwohner Prozentanteil 

0 bis 20 Jahre 1.444 16,36 

20 bis 65 Jahre 4.796 54,35 

über 65 Jahre 2.585 29,29 

Summe 8.825 100,00 
Tabelle 4   (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt) 

 

Altenquote, d. h. Personen im Rentenalter (65 Jahre und mehr) bezogen auf 100 Personen im 
erwerbsfähigen Alter (20 bis unter 65 Jahre) ist 

       = 
           

     
       

 
Im Jahre 2017 betrug dieser Wert 49,64. Damit ist die Steigerung des Wertes innerhalb von vier 
Jahren erheblich. 
 
Die Altenquote des Landes Sachsen-Anhalts im Jahr 2035 ist auf 59,27 prognostiziert. Der 
entsprechende Wert für den Landkreis Harz im Jahr 2035 liegt bei 66,46. 
 
Diese Quoten in der Stadt Ballenstedt dürften den allgemeinen Trend im Landkreis Harz und im Land 
Sachsen-Anhalt folgen.  
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7.3 Entwicklung der Altersstrukturen  
Altersgruppe 2017 2018 2019 2020 2021 

EW % EW % EW % EW % EW % 

0 bis 6 Jahre 391 4,36 391 4,37 382 4,33 427 4,81 414 4,69 

7 bis 15 Jahre 679 7,53 671 7,51 685 7,74 652 7,34 686 7,77 

16 bis 25 Jahre 642 7,12 632 7,07 630 7,12 668 7,52 647 7,33 

26 bis 65 Jahre 4.801 53,22 4.709 52,67 4.583 51,81 4.549 51,21 4.493 50,90 

über 65 Jahre 2.505 27,77 2.537 28,38 2.566 29,00 2.587 29,12 2.587 29,31 

Summe 9.018 100 8.940 100 8.846 100 8.883 100 8.825 100 
Tabelle 5   (Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt) 

 
Die prozentualen Anteile der angegebenen Altersgruppen sind in den fünf Jahren annähernd gleich 
geblieben. Dies deutet auf stabile, ausgewogene Anteile der Altersgruppen untereinander hin.  
 
Die Zahlen in den Altersgruppen 0 bis 6 und 16 bis 25 Jahren sind über die Jahre konstant geblieben. 
Die Zahl in der Altersgruppe 7 bis 15 Jahre ist geringfügig um 7 Jugendliche angestiegen.  
 
Die Zahl der Erwerbstätigen in der Altersgruppe 26 bis 65 Jahre ist um 308 gesunken, während die 
Zahl der Altersgruppe über 65 Jahre, d. h. Rentner um 82 angestiegen ist. Dies deutet auf eine 
allmähliche Überalterung der Bevölkerung hin. Setzt dieser Trend bis zum Jahr 2035 fort, kann von 
einer stabilen Auslastung der vorschulischen und schulischen sowie Jugendeinrichtungen 
ausgegangen werden, während beim gleichen Trend die Zahl der Rentner erhöhen wird, d. h. der 
Bedarf an altersgerechten Wohnungen steigen wird. 
 
Der Anteil der über 65-Jährigen in der Stadt Ballenstedt betrug am 31.12.2021 (Tabelle 4) ca. 29,30%. 
In der Kernstadt Ballenstedt betrug der Anteil der 1- und 2-Personen Haushalte ca. 67,00%. Tendenz 
für Beide steigend. Das bedeutet wiederum, dass der Bedarf an kleinen Wohnungen und 
seniorengerechten Wohnungen in den kommenden Jahren zunehmen wird. 
 
7.4 Bedarfssituation 
(Quelle: Bedarfssituation für vollstationäre Pflege im Einzugsbereich der Stadt Ballenstedt, IMMAC research, 
März 2024) 

Die Versorgungssituation im Marktumfeld Ballenstedt wird durch die Gegenüberstellung von 
Angebot und Nachfrage bewertet.  
 
Die Nachfrage wird mit Hilfe des vollstationären Pflegquotienten der 65-Jährigen und Älteren 
quantifiziert. Die Pflegequote beschreibt den Anteil der Pflegebedürftigen an der jeweiligen 
Altersgruppe und wird in der Analyse als Nachfragequote angewendet. Sie betrug in Deutschland 
2021 rund 3,98 %. Laut Pflegestatistik 2021 wurden im LK Harz 4,83 % der 65-Jährigen und älteren 
Bevölkerung vollstationär in einer Pflegeeinrichtung versorgt. 
 
Das Angebot wird im Einzugsbereich des Investitionsstandortes, welcher die Gemeinden Ballenstedt, 
Quedlinburg und Falkenstein/Harz umfasst, definiert. Entsprechend der Pflegequote im LK Harz von 
4,83 % wird  die vollstationäre Nachfrage mit einer Spanne zwischen  3,83 % und 5,83 % der der 65-
Jährigen und Älteren angegeben. 
 
Im Einzugsbereich bieten aktuell 11 Einrichtungen vollstationäre Pflege mit gesamt 586 
vollstationären Pflegeplätzen an. 
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Tabelle 6 Statistische Versorgungssituation vollstationäre Pflege Einzugsbereich Ballenstedt 2021, Bedarfssituation für 
vollstationäre Pflege im Einzugsbereich der Stadt Ballenstedt, IMMAC research, März 2024 
 

Bei Annahme der landkreisspezifischen Pflegequote von 4,83 % besteht derzeit im Einzugsbereich 
(EZB) Ballenstedt eine rechnerische Überversorgung i.H.v. -43 vollstationären Pflegeplätzen 
wohingegen in der Stadt Ballenstedt aktuell ein rechnerischer Bedarf i.H.v. +9 vollstationären 
Pflegeplätzen besteht. 
 
Bei Anwendung der Pflegequote von 5,83 % besteht ein Bedarf i.H.v. +69 vollstationären 
Pflegeplätzen im EZB Ballenstedt. 
 
Bei der künftigen Vorsorgesituation bis 2040 wird vom beschriebenen Nachfrageniveau zwischen 
3,83 % und 5,83 % der 65-Jährigen und Älteren ausgegangen sowie das hier in Rede stehende 
geplante Neubauvorhaben mit 100 vollstationären Pflegeplätzen einbezogen. 
 
Somit ergibt sich bei einer Pflegequote von 4,83 % im Jahr 2030 für den EZB Ballenstedt eine 
statistische Überversorgung von -123 vollstationären Pflegeplätzen. Bei Anwendung der Pflegequote 
von 5,83 % würde sich nahezu eine Bedarfsdeckung i.H.v. -7 vollstationären Pflegeplätzen einstellen. 
 
Für das Jahr 2040 ergibt sich bei Anwendung der Pflegequote 4,83 % im EZB Ballenstedt eine 
statistische Überversorgung i.H.v. -168 vollstationären Pflegeplätzen. Bei einer Anwendung der 
Pflegequote 5,83 % würde ein Überversorgung i.H.v.  -60 vollstationären Pflegeplätzen entstehen. 
 

 
Tabelle 7 Vollstationäre Versorgungssituation Einzugsbereich Ballenstedt 2021 bis 2040, Bedarfssituation für vollstationäre 
Pflege im Einzugsbereich der Stadt Ballenstedt, IMMAC research, März 2024 

 
Neben der statistischen Versorgungssituation bieten vor allem eine Analyse des Wettbewerbs und 
die Auslastung der Pflegeeinrichtungen einen Anhaltspunkt für das tatsächliche Verhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage.  
Die durchschnittliche Auslastung aller im LK Harz angesiedelten vollstationären Pflegeeinrichtungen 
betrug laut Quellen der Statistischen Landesämter des Bundes und der Länder 88 %.  
 
Im Wettbewerbsumfeld befinden sich 11 Pflegeinrichtungen, die strukturell unterschiedlich gut 
aufgestellt sind. Lt. dem Gesetz über Wohnformen und Teilhabe des Landes Sachsen-Anhalt (WTG-
LSA), in Kraft getreten am 01. Mai 2022, besteht die u.a. Empfehlung einer Einzelzimmerquote von 
80 % durch die WTG-MindBauVO. Fristen zur Angleichung der Mindestanforderungen für bereits im 
Betrieb befindliche Einrichtungen belaufen sich auf 10 Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung, 
sofern keine Befreiung erfolgt ist. 
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4 von 11 Wettbewerbern entsprechen dieser Empfehlung nicht. Hier sind zukünftig zunehmende 
Belegungsprobleme zu erwarten, da Einzelzimmer mehrheitlich von den Bewohnern und 
Bewohnerinnen gewünscht werden. 
 
Bei älteren Bestandeinrichtungen kann vermutet werden, dass auch hinsichtlich der Empfehlung 
zukünftig Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen anstehen, die ja nach Gebäudesubstanz zu 
Verlusten an Pflegeplätzen bzw. ganz zur Aufgabe der Einrichtung führen könnten.  
 
Nach Ablauf der Angleichungsfrist der WTG-MinBauVO zum 30.April 2032 wird sich die statistische 
Versorgungssituation voraussichtlich ändern und ein Teil der derzeit vorhandenen Pflegeplätze nicht 
mehr zur Verfügung stehen. 
 
Daher ist der Bau von innovativen und zukunftsfähigen Pflegeinrichtungen auch vor dem Hintergrund 
des Bedarfs an Pflegepersonal entscheidend.  
 
Der Anteil der 65-Jährigen und Älteren wird sich weiter erhöhen und somit die Nachfrage nach 
professioneller Pflegeversorgung weiter steigen. 
 
Neben der Zunahme der älteren Bevölkerung sinkt die Zahl der potenziell häuslich Pflegenden, so 
dass die Entwicklung und die Schaffung von Angeboten im Bereich der vollstationären Pflege 
gefördert und vorangetrieben werden muss. 
 
Die Bedarfssituation für vollstationäre Pflege im Einzugsbereich der Stadt Ballenstedt liegt im Anhang 
bei. 
 
8. ANGRENZENDE STRUKTUREN 
Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich eines Quartiers, welches von der Poststraße (B 185) im 
Norden, Sieskindstraße im Osten, Allee im Süden und Bebelstraße im Westen gebildet wird. Schon in 
den vergangenen Jahren hat eine Einzelbebauung in zweiter Reihe im rückwärtigen Bereich des 
Quartiers stattgefunden, z. B. das Werkstattgebäude des Autohauses an der Poststraße sowie eines 
Einfamilienhauses, welches von der Allee erschlossen wird. Entlang den Straßen befinden sich 
einzelne zum Teil villenartige ein- bis dreigeschossige überwiegend Wohngebäude in massiver 
Bauweise aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Im Laufe der Jahre ist in einigen wenigen 
Gebäuden die Wohnfunktion einer anderen gesellschaftlichen Funktion gewichen. Die Hauptgebäude 
stehen überwiegend mit dem First parallel zur Straße. Die Dachform der Gebäude ist unterschiedlich, 
aber überwiegend ein Satteldach mit roten bzw. schwarzen Dachziegeln (-steinen). Die innerhalb des 
Geltungsbereiches befindlichen Einfamilienhäuser Poststraße 30 (Flurstück 1278), 30A (Flurstück 
1274) und 30B (Flurstück 1276) bleiben bestehen. Das zukünftige Seniorenpflegeheim wird sich im 
Innenbereich des Quartiers in einem relativen ruhigen Raum befinden. 
 
 
9. BESCHREIBUNG DES BAUVORHABENS 
 (Quelle: IMMAC Sozialbau GmbH Hamburg vom 18.10.2023) 

In der Kleinstadt Ballenstedt im Landkreis Harz in Sachsen-Anhalt soll im Umfeld von Wohn- und 
mischgenutzten Gebäuden ein vollstationäres Seniorenpflegeheim mit 100 Einzelzimmern entstehen.  
 
An die Planung des Neubaus sind mehrere Ziele gekoppelt. Dabei sind die wesentlichen 
Schwerpunkte:  

o Einbindung in den städtebaulichen Kontext  
o Konversion der ehemaligen Gärtnerei  
o Städtebauliche Aufwertung des Mikrostandortes  
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o Erschließung  
o Zuordnung der Funktionsflächen. 

 
Der dreigeschossige Baukörper passt sich durch seine Struktur, unterteilt in kleine Einheiten, die 
unterschiedlichen Materialen sowie Dachformen dem Ortsbild an. Das Gebäude erhält eine eigene 
Küche sowie eine Cafeteria, die auch von Besuchern genutzt werden kann.  
 
Die Grundstückszufahrt erfolgt von der Poststraße (Bundesstraße 185) über eine weiterführende 
Stichstraße. Im rückwärtigen Bereich befindet sich das 6.310 m² große Grundstück (Flurstücks 1283), 
welches einer neuen Nutzung zugeführt werden soll. Das Mikroumfeld ist sowohl von 
Wohngebäuden als auch von das Wohnen nicht störende Gewerbe und medizinischen Einrichtungen 
geprägt. Das seit 2019 brachliegende Gelände einer ehemaligen Gärtnerei und der unmittelbare 
Mikrostandort erfahren eine städtebauliche Aufwertung durch die Konversion der Fläche. 
 
Ausgehend von der Poststraße erfolgt die Erschließung des Areals durch eine weiterführende 
Stichstraße. Die Anlieferung und Andienung des Geländes durch die Feuerwehr erfolgt desgleichen 
über die Stichstraße. Diese mündet in die Stellplatzanlage des Seniorenpflegeheims für Bewohner, 
Besucher und Mitarbeiter.  
 
Aufgrund der Bewohner- und Mitarbeiterzahl und der zu erwartenden Besucher ist die Errichtung 
von insgesamt 24 Stellplätzen, davon 2 Behindertenstellplätze geplant. Fahrradstellplätze sind in 
unmittelbarer Nähe des Haupteingangs vorgesehen. 
 
Die Nutzungen des geplanten Neubaus sind wie folgt angeordnet:  
Im Erdgeschoss (Sondergeschoss) befinden sich der zentrale Eingang, der Empfangsbereich, das 
Foyer, der Friseur, die Cafeteria und die Verwaltung sowie eine Wohngruppe. Die Funktionsräume 
wie Umkleiden Personal, Unterhaltsreinigung und Lager sowie die Küche inkl. Nebenräume liegen 
ebenfalls im Erdgeschoss.  
 
In den Obergeschossen (Regelgeschosse) befinden sich jeweils 2 Wohngruppen mit eigenen 
Aufenthaltsbereichen und zugehörigen Balkonen sowie notwendige Nebenräume. 
 
Bei Neu- und beim Umbau von Praxisräumlichkeiten sowie bei beabsichtigten Nutzungsänderungen, 
sind die Bestimmungen der Barrierefreiheit einzuhalten. Dazu sind die Landesbauordnung Sachsen-
Anhalt und die DIN 18040 Barrierefreies Bauen, Teil 1: öffentlich zugängliche Gebäude und 
Arbeitsstätten zu beachten. 
Bei der Planung, der Bauausführung und dem Betrieb des vollstationären Seniorenpflegeheim sind 
die aktuellen Anforderungen des Infektionsschutzgesetzes, der Berufsgenossenschaftlichen 
Vorschriften für den Gesundheitsdienst, der TRBA 250 Biologische Arbeitsstoffe im 
Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, die Biostoffverordnung sowie die Anforderungen 
und Empfehlungen des Robert Koch- Institutes zu beachten. 
Bei Konkretisierung des Bauvorhabens für das Alten- und Pflegeheim ist das Gesundheitsamt 
einzubeziehen. Für dieses Bauvorhaben ergeben sich spezifische Auflagen und Hinweise. 
(Stellungnahme Landkreis Harz, Halberstadt, Gesundheitsamt v. 15.02.2024, AZ: 00315-2024) 
 
Die Anlieferung der Produkte für die Speisenzubereitung sowie die An—und Ablieferung der Wäsche 
erfolgen getrennt vom Haupteingang über separate Zugänge. Die Müllentsorgung mit 
entsprechenden Aufstellflächen ist nordwestlich des Gebäudes vorgesehen. 
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Gegen das o.g. Vorhaben bestehen vonseiten des Amtes für Veterinärwesen und 
Lebensmittelüberwachung des Landkreises Harz keine Bedenken. 
Bei geplantem Neubau von Einrichtungen, insbesondere Neubau eines vollstationären 
Seniorenpflegeheimes mit 100 Einzelzimmern in denen mit Lebensmitteln, Bedarfsgegenständen, 
Kosmetika oder Tabakerzeugnissen umgegangen wird, sind für jede Einrichtung (Küche – Cafeteria) 
separat aussagefähige Unterlagen zur Beurteilung einzureichen. 
Im Rahmen der Standortvergabe ist darauf zu achten, dass eine nachteilige Beeinflussung der 
Lebensmittel von der Anlieferung bis zur Abgabe an den Verbraucher durch Staub, Geruch, Abgabe, 
Witterungseinflüsse, Tierhaltung u.a. ausgeschlossen wird. (Stellungnahme Landkreis Harz, Halberstadt, 

Veterinärwesen u. Lebensmittel v. 22.02.2024, AZ: ohne) 
 
Die Nachbarschaftsrechte werden nicht beeinträchtigt. Alle Abstandsflächen liegen innerhalb des 
Grundstückes. 

 
10. BEGRÜNDUNG DER ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
10.1 Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 6 BauNVO) 

10.1.1 Als Art der baulichen Nutzung wird ein Mischgebiet (MI) festgesetzt. Gemäß § 6 Abs. 1 
BauNVO dienen die Mischgebiete dem Wohnen und der Unterbringung von  Gewerbebetrieben, 
die das Wohnen nicht wesentlich stören.   
10.1.2 Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 und 5 BauNVO zulässigen baulichen Anlagen sind zulässig. 

 10.1.3 Die gemäß § 6 Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen baulichen Anlagen sind nicht zulässig.  
 

Die Festsetzungen beziehen sich auf die konkreten Nutzungen, die gemäß § 6 BauNVO zulässig und 
ausnahmsweise zulässig sind. Das Ziel ist die Ansiedlung eines vollstationären Seniorenpflegeheims 
mit 100 Einzelzimmern einschließlich der unter Punkt 9 beschriebenen Nutzungen.  
 
10.2 Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 – 21a BauNVO) 
 10.2.1 Die Grundflächenzahl wird auf 0,6 festgelegt. 

10.2.2 Eine Überschreitung der Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO z. B. durch 
Nebenanlagen ist zulässig. 
 

Die Festsetzung der Grundflächenzahl 0,6 bedeutet, dass 60 % des jeweiligen Grundstücks von 
baulichen Anlagen überdeckt werden dürfen. Diese Zahl entspricht dem Orientierungswert der 
Obergrenze für Mischgebiete gemäß § 17 BauNVO. Eine Überschreitung der festgelegten Obergrenze 
wird gem. § 17 Abs. 4 Satz 2 bis zu 50 von Hundert, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,8 überschritten werden.   
  

10.2.3 Die Zahl der Vollgeschosse wird auf max. III festgelegt. 
10.2.4 Die maximale zulässige Höhe der baulichen Anlagen und  der Nebenanlagen wird über die 
Festsetzung der Firsthöhe (FH) in Meter über Oberkante Fußboden Erdgeschoß geregelt. 
Die Firsthöhe darf max. 13,50 m ü. Oberkante Fußboden Erdgeschoß liegen. 
10.2.5 Auftragende technische Gebäudeteile wie Lüftungsrohre, Schornsteine und Blitzableiter 
sind nicht auf die zulässige Höhe anzurechnen. 

 
Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzung der 
Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. Die Höhenfestsetzung ist für die Begrenzung des Eingriffs in 
das Landschaftsbild relevant. Die Höhe der baulichen Anlagen wird definiert als das senkrechte Maß 
zwischen den genannten Bezugspunkten.  
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10.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. §§ 22, 23 BauNVO) 

10.3.1 Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt durch die Eintragung von 
Baugrenzen.  
10.3.2 Das Errichten von Zaun und Toranlagen, Zuwegungen, Nebenanlagen und sonstigen 
Betriebseinrichtungen, Garagen und Stellplätzen sowie Werbeanlagen an der Stätte der Leistung 
innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist zulässig.  
 

Mit der Baugrenze wird ein großzügiges Baufenster definiert, um eine größtmögliche Variabilität für 
die Bebauung zu ermöglichen. 
 
 3.3.3 Es wird eine abweichende (a)  Bauweise festgesetzt. 
 
Die abweichende Bauweise resultiert aus dem konkret geplanten Baukörper.  
 
10.4  Verkehrserschließung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 10.4.1 Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die öffentliche Straße  „Poststraße“  aus 

Norden.  
  
Damit hat das Plangebiet einen gesicherten  Zugang zu einer öffentlichen Straße.  

 
10.5 Festsetzungen gemäß Landesstraßengesetz LSA (StrG LSA) 

10.5.1 Gemäß § 6 Abs. 1 i. V. m. Abs. 4 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (StrG 
LSA) vom 06. Juli 1993, zuletzt geändert am 17. Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 522, 523), und 
durch Vorliegen der Voraussetzungen einer Widmung gemäß § 6 Abs. 3 StrG LSA wird folgende 
Verfügung getroffen: 
Die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 44 festgesetzte Straßenverkehrsfläche (nach 6.1 
PlanZVO) Erschließungsstraße wird als öffentliche Straße gewidmet. 
10.5.2 Die Verfügung erfolgt mit der Maßgabe, dass diese Widmung für die Erschließungsstraße 
mit dem Zeitpunkt der Verkehrsfreigabe wirksam wird. 
10.5.3 Die gewidmete Straße ist gemäß § 3 Abs. 1 StrG LSA der Straßengruppe 
„Gemeindestraßen“ zuzuordnen. 
10.5.4 Beschränkungen auf Benutzungsarten, Benutzerkreise oder Benutzerzwecke gemäß § 6 
Abs. 2 StrG LSA werden nicht verfügt. 
10.5.5 Gemäß § 4 StrG LSA ist die gewidmete Straße in das Straßenbestandsverzeichnis der 
Stadt Ballenstedt einzutragen.  
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11. BELANGE DER GEOLOGIE UND DES BERGWESENS 
(Stellungnahme: Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, Halle v.  22.02.2024) 

Bergbau 
Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bundesberggesetzes unterliegen, 
werden durch das Vorhaben/ die Planung nicht berührt. Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen 
durch umgegangenen Altbergbau liegen dem LAGB für die Planungsfläche nicht vor. 
 
Ingenieurgeologie 
Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse bedingte 
Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche sind dem LAGB auf dem Plangebiet nicht bekannt. Das 
aufgeführte Baugrundgutachten lag uns nicht vor. Die in der Zusammenfassung erkundeten 
Bodenschichten decken sich mit unseren vorliegenden Daten. 
 
Für Lössböden geben wir folgenden allgemeinen Hinweis: Löss ist im trockenen Zustand relativ 
standfest. Allerdings nimmt Löss, aufgrund seiner hohen Porosität, leicht Wasser auf. Mit steigender 
Wasseraufnahme kommt es zu Konsistenzveränderungen bis hin zur Verflüssigung, was zu Setzungen 
an Bauwerken (Rissbildungen) führen kann. 
 
Für Versickerungsanlagen gilt: Durch das Versickern von Oberflächen - bzw. Traufenwässer im 
Bereich von baulichen Anlagen können somit Schäden verursacht werden. 
Untergrundversickerungen von Wasser sollten deshalb in Gebieten mit Lössverbreitung grundsätzlich 
nicht in Nähe baulicher Anlagen vorgenommen werden. Bei vorgesehenen Wasserversickerungen 
sollte die Wasseraufnahmefähigkeit des Untergrundes im Rahmen der Baugrunduntersuchung 
überprüft werden. 
 
Hydrogeologie 
Die hydrogeologische Situation wurde bereits im Rahmen einer Baugrunduntersuchung 
(Ingenieurbüro für Geotechnik Dipl.-Ing. A. Peters, Quedlinburg vom 22.05.2023) geklärt. Hierzu gibt 
es keine weiteren Hinweise. 
 
Geologie 
Vom tieferen Untergrund ausgehende geologisch bedingte Beeinträchtigungen der 
Geländeoberfläche sind im Plangebiet nicht zu erwarten. 
 
Durch den Vorhabenträger wurde im Vorfeld bereits ein Ingenieurgeologisches Baugrundgutachten 
(Ing.Büro für Geotechnik Dipl.-Ing. A. Peters, Quedlinburg vom 22.05.2023) beauftragt. Der 
Baugrundaufbau wird im Baugrundgutachten wie folgt beschrieben: 
 
„Nach den durchgeführten Untersuchungen kann von recht einheitlichen Baugrundverhältnissen 
ausgegangen werden. Diese lassen sich wie folgt beschreiben: 
Unter der Geländeoberkante (GOK) stehen zunächst Mutterboden mit Dicken zwischen ca. 10 und 40 
cm an. Unter dem Mutterboden folgen Ablagerungen des Pleistozäns. Diese bestehen i.d.R. aus einer 
Abfolge von Löß und Harzschottern. Lokal (BS 10) ist zwischen beiden Böden noch geringmächtig 
Geschiebemergel eingelagert.  
Der Löß ist ein leichtplastischer, feinsandiger Ton. Er reicht an den Bohrpunkten bis in Tiefen 
zwischen 2.0 und 2,8 m unter GOK und wies lokal wechselnd weiche, steife und halbfeste 
Konsistenzen auf.  
Die unterlagernden Harzschotter bestehen im erkundeten Tiefenbereich aus stark sandigen, schwach 
tonig, steinigen Kiesen. In den Harzschottern können regellos größere Gerölle eingelagert sein, 
welche ggf. auch Blockgröße aufweisen können. Entsprechend dem Bohrfortschritt kann von einer 
mitteldichten, zur Tiefe hin dichten Lagerung der Harzschotter ausgegangen werden. Die Basis der 
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Harzschotter wurde bis zur Endtiefe der Bohrung nicht durchteuft. Nach unseren Erfahrungen in der 
Örtlichkeit kann davon ausgegangen werden, dass die Harzschotter am Standort mehrere Meter 
mächtig sind.“ 
 
Das Baugrundgutachten gibt unter dem Punkt 4 - Beurteilung des Baugrundes Empfehlungen und 
Hinweise für die Bauausführung der Gründung und der Verkehrsflächen. 
Es wird u.a. ausgeführt: „Die unterlagernden Harzschotter sind für das geplante Vorhaben 
ausreichend tragfähig. …“ „Zur Gewährleistung einer ausreichenden Tragfähigkeit und zur 
Minimierung der Setzungen sind unter den Fundamenten baugrundverbessernde Maßnahmen 
erforderlich.“ 
 
Unter Punkt 3.2 Grundwasser wird ausgeführt: „Grundwasser wurde in den Bohrungen nicht 
angetroffen. Ein geschlossener Grundwasserspiegel ist erst in größerer, für das Vorhaben nicht 
relevanter Tiefe zu erwarten. Jahreszeitlich und witterungsbedingt ist in den oberflächennah 
anstehenden Böden mit Staunässe zu rechnen.“ 
 
12. ERSCHLIESSUNG 
Verkehrserschließung 
(Stellungnahmen: Landkreis Harz v. 26.02.2024; Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Halberstadt v. 22.02.2024) 

Die Verkehrserschließung erfolgt von der Poststraße. Von hieraus wird ein ca. 5,60 m bis 5,80 m  
breiter Weg westlich des Gebäudes Poststraße 30, zwischen den Gebäuden Poststraße 30A und 30B 
vorbei geführt.  
 
Die Zuwegung dient neben der Erschließung der hier in Rede stehenden Fläche auch als Zuwegung zu 
den Grundstücken Poststraße 30A und 30B. Die Stadt Ballenstedt plant, die in ihrem Eigentum 
stehende Zuwegungsfläche (273 m²)  als öffentliche Straße (Straßengruppe Gemeindestraße) zu 
widmen und für die Benutzung der Allgemeinheit freizugeben.  
Unter Beachtung des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA), ist die Straße nach § 4 
Abs. 2 StrG LSA in das Bestandsverzeichnis der Stadt aufzunehmen. Dies ist entsprechend durch die 
Stadt Ballenstedt nachzuweisen. Auf die Widmungsmöglichkeit nach § 6 Abs. 4 StrG LSA wird 
verwiesen. 
 
Die Anbindung der Gemeindestraße an die B 185 ist bedarfsgerecht auszubauen. Die erforderlichen 
Sichtfelder (gemäß RAST 06, Pkt. 6.3.9.3) sind freizuhalten. 
Für das Bemessungsfahrzeug des Plangebietes sind die Schleppkurvennachweise für alle 
Fahrbeziehungen von und zur B 185 zu führen (RBSV Ausgabe 2020, Tabelle 1). 
 
Im nördlichen Bereich der rückwärtigen Fläche in der Höhe der Autowerkstatt werden 
vierundzwanzig Stellplätze darunter zwei Behindertenstellplätze errichtet.  
 
Trinkwasserversorgung 
(Stellungnahme: Landkreis Harz Gesundheitsamt v. 1502.2024; Zweckverband Ostharz Quedlinburg v.  29.02.2024; 
Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz Torgau v. 28.02.2024) 

In der Stellungnahme des Zweckverbandes Ostharz zum Flächennutzungsplan der Stadt Ballenstedt 
vom 27. 02.2023 heißt es, dass hier nur der nördlichste Punkt, der direkt an der Poststraße anliegt, 
durch Trinkwasser erschlossen ist. 
 
Die Anlagen für Trinkwasser sind in der Planung mit dem Zweckverband Ostharz abzustimmen. 
Gegebenenfalls ist der Abschluss eines Erschließungsvertrages notwendig. Trinkwasserseitig ist die 
Erschließung von der Poststraße her möglich. 
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Trinkwasser: 
• Die Verlegung der Trinkwasserleitungen hat unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln 

der Technik zu erfolgen. Bei Verlegung der Trinkwasserleitungen und Hausinstallationen sind das 
DIN- und DVGW-Regelwerk (u. a. DIN 1988 – Technische Regeln der Trinkwasserinstallation, VDI 
6023 -1 – Hygiene in der Trinkwasserinstallation, DIN 1986 Abwasserinstallation) zu 
berücksichtigen. Die Planung, Errichtung, Instandhaltung und der Betrieb von 
Wasserversorgungsanlagen haben entsprechend §13 der TrinkwV zu erfolgen. 

• Für Genuss und Gebrauch hat das Trinkwasser den hygienischen Anforderungen der Verordnung 
über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasserverordnung – TrinkwV) 
vom 20. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 159, S. 2) zu entsprechen. Die Beschaffenheit des 
Trinkwassers ist in Abschnitt 2 der vorstehend genannten TrinkwV (§§5 -10) geregelt. 

• Die Versorgung mit Trinkwasser ist entsprechend § 4 der TrinkwV in derzeit gültiger Fassung über 
das öffentliche Trinkwassernetz zu sichern. 

• Vor Einbindung der neu verlegten Trinkwasserleitungen ist gemäß der §§ 54 und 55 der vorstehend 
genannten TrinkwV ist eine mikrobiologische Trinkwasseranalyse durch ein akkreditiertes Labor 
durchzuführen. Das Untersuchungsergebnis ist dem Gesundheitsamt zwecks Nachweises einer 
einwandfreien mikrobiologischen Qualität entsprechend den Anforderungen der o.g. TrinkwV 
vorzulegen. 

• Für die geplante Pflegeeinrichtung sind zur Legionellenprophylaxe im Warmwassersystem die 
Anforderungen des DVGW-Regelwerkes Arbeitsblatt 551 „Trinkwassererwärmungs- und 
Leitungsanlagen; Technische Maßnahmen zur Verminderung des Legionellenwachstums“ und 
Arbeitsblatt W 553 „Bemessung von Zirkulationssystemen in zentralen 
Trinkwassererwärmungsanlagen“, durchzusetzen. 

• Es sind ausschließlich geprüfte Materialien einzusetzen. Gemäß §§ 14 und 15 der TrinkwV sind nur 
Trinkwasserleitungsmaterialien zu verarbeiten, welche keine nachteiligen Veränderungen auf die 
Trinkwasserqualität zulassen. 

 

Im Plangebiet befinden sich keine Anlagen oder Anlagenteile der Fernwasserversorgung Elbaue-
Ostharz GmbH. 
  
Abwasser- und Niederschlagswasserentsorgung 
(Stellungnahme: Landkreis Harz Gesundheitsamt v. 15.02.2024; Landkreis Harz Abwasser v. 21.02.2024; Zweckverband 
Ostharz Quedlinburg v.  29.02.2024; Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, Halle v.  22.02.2024 ) 

Gemäß o. g. Stellungnahme gilt hier das Gleiche wie für Trinkwasser. Der Anschluss für 
Schmutzwasser befindet sich ebenfalls im Norden in der Poststraße. Weiter in der Stellungnahme 
heißt es, dass das Grundstück sich nach Süden extrem aufweitet.  
 
Laut bestätigtem Schmutzwasserbeseitigungskonzept des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Ostharz (ZVO) befindet sich in der an das Plangebiet angrenzenden Poststraße 
ein öffentlicher Schmutzwasserkanal. Auf Grund der Größe des Objektes ist ein Anschluss an diesen 
Schmutzwasserkanal herzustellen, um eine ordnungsgemäßen Schmutzwasserentsorgung zu 
gewährleisten. Sollte dies in Freigefälle nicht möglich sein, so sind entsprechende zusätzliche 
technische Einrichtungen mit einzuplanen. 
 
Die Anlagen für Abwasser sind in der Planung mit dem Zweckverband Ostharz abzustimmen. 
Gegebenenfalls ist der Abschluss eines Erschließungsvertrages notwendig. 
Abwasserseitig ist ein Anschluss an die zentrale Schmutzwasserentsorgung möglich. 
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Abwasserentsorgung 
• Bei einer Verlegung von Abwasserleitungen sind das DVGW-Arbeitsblatt W-345 „Schutz des 

Trinkwassers in Wasserrohrnetzen vor Verunreinigungen“ sowie die DIN 19543 „Allgemeine 
Anforderungen an Rohrleitungen für Abwasserkanäle und - Leitungen“ zu beachten. 

 
Niederschlagswasserentsorgung 
Aus den Karten des Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes des ZVO geht hervor, dass sich in der 
angrenzenden Poststraße auch Niederschlagswasserkanal mit einer Nennweite DN 600 befindet. Ein 
Anschluss- und Benutzungszwang für Niederschlagswasser besteht nicht. Somit ist nach § 79b WG 
LSA der Grundstückseigentümer zur Niederschlagswasserbeseitigung verpflichtet. 
 
Nach § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer (Grundwasser oder 
Fließgewässer) eingeleitet werden. Die Versickerung muss entsprechend des DWA-Regelwerkes 
Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser“ und Merkblatt 153 erfolgen. Der Nachweis der schadlosen 
Niederschlagswasserversickerung ist über ein Bodengrundgutachten zu erbringen. 
 
Für Planung, Bau und Betrieb sowie Wartung der Abwasseranlagen sind die Vorschriften des DWA-
Regelwerkes, die DIN-Normen sowie die tangierenden Festlegungen des DVGW-Regelwerkes in der 
jeweils gültigen Fassung zu berücksichtigen und einzuhalten (§§ 57 und 60 WHG). Der 
Anlagenbetreiber hat den Bau und den Zustand der Anlagen regelmäßig zu überwachen (§ 61 WHG 
und § 1 der Selbstüberwachungsverordnung). 
 
Gemäß den allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß § 5 des WHG ist eine Vergrößerung und 
Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden. Diese Anforderung wird mit einer Versickerung 
und/oder Rückhaltung/Zwischenspeicherung des Niederschlagswassers von bebauten und 
befestigten Flächen erfüllt. 
 
Gemäß § 5 Abs. 1 WHG ist zum Schutz des Grundwassers besondere Sorgfalt bei den 
Bauausführungen zu gewährleisten, insbesondere ist das Abspülen und Einleiten von Erden, Abfällen, 
Reststoffen u. ä. zu verhindern. 
 
Für die Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser im Fall der 
Verrieselung/Versickerung bzw. bei direkter Einleitung in ein Gewässer ist bei der unteren 
Wasserbehörde ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis gemäß § 10 WHG zu stellen. 
 
Alternativ zur dezentralen Anlage für die Niederschlagswasserbeseitigung ist im vorliegenden Fall ein 
freiwilliger Anschluss an die in der Poststraße vorhandene Niederschlagswasserkanalisation zu sehen. 
Dieser wird von der unteren Wasserbehörde als primär gesehen. Hintergrund ist der hohe 
Versiegelungsgrad in Bezug auf die Grundstücksgröße. Ungeachtet des Ergebnisses eines 
Bodengutachtens zur Sickerfähigkeit des Bodens sind keine ausreichenden Flächen für eventuelle 
Regenrückhaltemaßnahmen vorhanden. Daher ist primär mit dem ZVO zu klären, ob und in welcher 
Weise ein Anschluss an diesen Kanal möglich ist. 
 
Erst wenn feststeht, dass ein Anschluss an diesen Kanal selbst unter Zuhilfenahme aller technischen 
Möglichkeiten nicht möglich ist, sollte die dezentrale Beseitigung des Niederschlagswassers durch 
ortsnahe Versickerung/Verrieselung in Betracht gezogen werden, sofern dies auf Grund der 
Bodenbeschaffenheit im Plangebiet und der zur Verfügung stehenden Flächen möglich ist. 
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Für Lössböden gibt das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt folgenden 
allgemeinen Hinweis: Löss ist im trockenen Zustand relativ standfest. Allerdings nimmt Löss, 
aufgrund seiner hohen Porosität, leicht Wasser auf. Mit steigender Wasseraufnahme kommt es zu 
Konsistenzveränderungen bis hin zur Verflüssigung, was zu Setzungen an Bauwerken (Rissbildungen) 
führen kann. 
 
Für Versickerungsanlagen gilt: Durch das Versickern von Oberflächen - bzw. Traufenwässer im 
Bereich von baulichen Anlagen können somit Schäden verursacht werden. 
Untergrundversickerungen von Wasser sollten deshalb in Gebieten mit Lössverbreitung grundsätzlich 
nicht in Nähe baulicher Anlagen vorgenommen werden. Bei vorgesehenen Wasserversickerungen 
sollte die Wasseraufnahmefähigkeit des Untergrundes im Rahmen der Baugrunduntersuchung 
überprüft werden. 
 
Löschwasserversorgung 
(Quelle: Stadt Ballenstedt v. 22.01.2018) 

Ein Hydrant ist innerhalb des 300 m Bereiches im Westen des Plangebietes in der Bebelstraße/Ecke 
Rathenaustraße mit Fließdruck 4,5 bar = 1000 l/min. bzw. Fließdruck 1,5 bar = 2200 l/min. 
vorhanden.  

 
Elektroenergieversorgung 
(Vorbehaltlich der Stellungnahme: MITNETZ Strom Halle v.     .    .2024; Avacon Netzbetrieb v.   .  .2024; 50Hertz GmbH Berlin 
v. 30.01.2024) 

Eine Anschlussmöglichkeit für die Versorgung der Elektroenergie ist an vorhandenen Leitungen in der 
Poststraße gegeben.  
 
Es ist zu beachten, dass die festgelegten Abstände entsprechend den geltenden Vorschriften und 
dem Regelwerk eingehalten werden. 
 
Unterirdische Versorgungsanlagen sind grundsätzlich von Bepflanzungen, Anschüttungen und 
Überbauungen (z. B. Längsüberbauung mit Borden) freizuhalten. Im Bereich der unterirdischen 
Anlagen ist Handschachtung erforderlich. 
 
Im Plangebiet befinden sich derzeit keine von den 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen 
(z. B. Hochspannungsleitungen und –kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- 
und Entsorgungsleitungen). Es sind in nächster Zeit keine geplant. 
 
Gasversorgung 
(Stellungnahme: MITNETZ Gas Kabelsketal v.  25.01.2024) 

Ein Gasanschluss an der vorhandenen Leitung in der Poststraße ist möglich. 
Es befinden sich Anlagen in Form von Gashochdruckleitungen (DN 100/DP 4) Erhöhte 
Gasniederdruckleitungen und stillgelegte Leitungen im angegebenen Bereich der Poststraße, nicht 
jedoch innerhalb des Plangebietes.  
 
Sollten aus objektiven Gründen die von MITNETZ GAS geforderten Mindestabstände nicht 
eingehalten oder die Schutzstreifenbereiche nicht freigehalten werden können, sind notwendige 
Sicherheitsmaßnahmen unbedingt mit der MITNETZ GAS GmbH abzustimmen. 
 
Versorgungsanlagen genießen Bestandsschutz. Sind aufgrund der geplanten Baumaßnahmen 
Veränderungen am Leitungssystem notwendig oder entstehen andere Aufwendungen, trägt der 
Verursacher sämtliche dafür anfallende Kosten, sofern in den vertraglichen Vereinbarungen nichts 
Anderes geregelt ist. 
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Telekom 
(Stellungnahme: Telekom Technik Halberstadt v. 01.02.2024) 

Im Bereich der Poststraße befinden sich die Telekommunikationslinien der Telekom. Die 
vorhandenen Telekommunikationslinien dienen zur Versorgung der bestehenden Bebauung und sind 
für weitere Anschlüsse verfügbar. 
Im unmittelbaren Planbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom. 
 
Werden weitere Anschlüsse an das Telekommunikationsnetz der Telekom benötigt, so ist rechtzeitig 
(mindestens 3 Monate vor Baubeginn) mit der Telekom in Verbindung zu treten. Es wird dann 
geprüft, wie und mit welcher Telekommunikationsinfrastruktur die neue Adresse versorgt werden 
kann. Dabei spielen wirtschaftliche Gründe sowie ausreichende Planungssicherheit eine wesentliche 
Rolle. 
Für nicht öffentlich gewidmete Verkehrsflächen, die aber zur Versorgung genutzt werden, wird um 
die Eintragung von Leitungsrechten, zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH gebeten. 
 
Wärmeversorgung 
Wärmeversorgung des Gebäudes erfolgt dezentral. 
Bei Ausstattung der Gebäude mit Heizölanlagen wird vorsorglich auf die geltende Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Soffen verwiesen. 
 
Abfallentsorgung 
(Stellungnahme: Landkreis Harz Abfall/Bodenschutz v.05.02.2024; Enwi EntsorgungswirtschaftHalberstadt v.  30.01.2024) 

Zu dem Bebauungsplan bestehen keine Bedenken. Die öffentliche Abfallentsorgung erfolgt von der 
Poststraße. Die Stellfläche für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind im Plan eingetragen. 
 
Die Stadt Ballenstedt verpflichtet sich, bis spätestens 31.03.2026 auf eigene Kosten die 
Nutzungsmöglichkeit der in seinem Eigentum stehenden Fläche (soweit erforderlich und  nicht 
bereits vorhanden) durch Anschluss an die Ver- und Entsorgungsnetze wie Elektrizität, 
Telekommunikation, Gas, öffentliche Wasserversorgung und Kanalisation  sowie den Anschluss an 
das Wegenetz herzustellen (technische und verkehrliche Erschließung). 
 

Aus Sicht der unteren Abfallbehörde bestehen zum Vorhaben und unter Beachtung nachstehend 
aufgeführter Hinweise keine Bedenken. 
Gemäß § 3 Abs. 9 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 
24.02.2012 (BGBl. I Nr. 10) i.d.g.F. ist der Bauherr unabhängig vertraglicher Vereinbarungen 
Abfallbesitzer. Die Verantwortung über die ordnungsgemäße Abfallentsorgung obliegt daher bis zur 
Entsorgung der Abfälle dem Bauherrn. 
 
Die bei den Erschließungsmaßnahmen anfallenden Abfallarten (z. Bsp. Erde und Steine, 
Straßenaufbruch, Betonbruch usw.) sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Um eine möglichst 
hochwertige Verwertung anzustreben, sind diese nicht zu vermischen, sondern getrennt voneinander 
zu erfassen und zu entsorgen. 
 
Gemäß § 8 Abs. 1 GewAbfV sind die anfallenden Bau- und Abbruchabfälle Glas, Kunststoff, Metalle, 
Holz, Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik, Dämmmaterial, Bitumengemische, Baustoffe auf Gipsbasis 
usw. voneinander getrennt zu erfassen und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzuführen. Die 
getrennte Erfassung ist gern. § 8 Abs. 3 GewAbfV durch die Erzeuger und Besitzer von Abfällen 
mittels Praxisbelege wie Wiege- und Lieferscheine / Rechnungen zu dokumentieren. Ebenso ist der 
beabsichtigte Verbleib aller Abfälle anzugeben. Für den Lagerbereich der Abfälle ist ein Plan / Skizze / 
Foto in der Dokumentation mit anzugeben. Soweit die Abfälle nicht getrennt erfasst werden können, 
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sind die stattdessen entstehenden Gemische, sofern sie überwiegend Kunststoffe, Metalle und Holz 
enthalten, einer mechanischen Vorbehandlung zuzuführen. Dies ist ebenfalls entsprechend zu 
dokumentieren. Die Dokumentationsunterlagen sind der zuständigen Behörde auf Verlangen 
vorzulegen. 
 
Für die Verwendung und Verwertung mineralischer Abfälle (Bodenaushub, Recyclingmaterial usw.) in 
technischen Bauwerken ist die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen 
Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) anzuwenden. 
 
Bei einem Auffinden von kontaminierten oder belasteten Abfällen, hier z. Bsp. Straßenaufbruch oder 
Erde mit schädlichen Verunreinigungen, sind diese vorerst getrennt von den anderen Abfällen zu 
erfassen und die Untere Abfallbehörde des Landkreises Harz zu informieren. Vor der Entsorgung von 
gefährlichen Abfällen, ist die Untere Abfallbehörde der Entsorgungsweg dieses Abfalls anzuzeigen. 
 
Bei der Entsorgung sind die Bestimmungen über die Zulässigkeit der Entsorgung entsprechend der 
Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung - 
NachwV) vom 20.10.2006 (BGBl. I S. 2298) i.d.g.F. einzuhalten. Die Nachweise über die Entsorgung 
aller anfallenden Abfälle sind durch den Abfallerzeuger zum Zwecke des Nachweises entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben 3 Jahre aufzubewahren. 
 
13. BELANGE DES BRANDSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landkreis Harz v. 14.02.2024) 

Die durch das Bauordnungsamt/vorbeugender Brandschutz gegebenen Hinweise werden 
berücksichtigt. Details zum Brandschutz sind Bestandteil des Bauantrages. 
 
Bestehende und entstehende Nutzungsgebiete und Anlagen müssen so beschaffen sein, dass der 
Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung 
von Menschen und Tieren sowie eine wirksame Brandbekämpfung möglich sind. 
Die Löschwasserversorgung (Grundschutz) ist entsprechend der geplanten Nutzung von der 
Gemeinde zu gewährleisten. 
 
Gemäß den Forderungen des vorbeugenden Brandschutzes ist die 1. Bewegungsfläche auf dem 
Parkplatz westliche Seite, die  2. Bewegungsfläche auf der östlichen Seite des Gebäudes und die 3. 
Bewegungsfläche mit Wendemöglichkeit auf der südlichen Seite des Gebäudes angeordnet. 
 
Bewegungs- und Aufstellflächen sind  durch Schilder DIN 4066-D 1 mit der Aufschrift  „Fläche(n) für 
die Feuerwehr“, Zufahrten sind durch Schilder DIN 4066-D 1 mit der Aufschrift „Feuerwehrzufahrt“ in 
der Mindestgröße 594 mm x 210 mm (Breite x Höhe) zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung von 
Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein. Die Flächen für die Feuerwehr 
müssen eine jederzeit deutlich sichtbare Randbegrenzung haben. 
 
Sperrvorrichtungen (z.B. Schrankanlagen) in Feuerwehrzufahrten müssen von der Feuerwehr 
gewaltfrei geöffnet werden können. 
 
Die Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ 
auszuführen. 
 
Für die Löschwasserversorgung sind gemäß der Technischen Regel des DVGW-Arbeitsblatts W405 
und  der AGBF bei einer mittleren Gefahr der Brandausbreitung normgerechte 
Löschwasserentnahmestellen mit einem Leistungsvermögen von 96 m³/h (entspricht 1.600 l/min) 
über 2 Stunden erforderlich. Die erste Löschwasserentnahmestelle muss in einer Entfernung von 
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max. 150 m zu den Objekten erreichbar sein; die gesamte Löschwassermenge muss über 
Entnahmestellen in einem Umkreis (Radius) von max. 300 m zur Verfügung stehen. 
Löschwasserentnahmestellen mit 400 l/min (24 m³/h) sind vertretbar, wenn die gesamte 
Löschwassermenge im zuvor genannten Umkreis aus max. 2 Entnahmestellen sichergestellt werden 
kann.  
Löschwasserentnahmestellen sind durch Schilder nach DIN 4066 zu kennzeichnen.  
 
Ein Hydrant ist innerhalb des 300 m Bereiches im Westen des Plangebietes in der Bebelstraße/Ecke 
Rathenaustraße mit Fließdruck 4,5 bar = 1000 l/min. bzw. Fließdruck 1,5 bar = 2200 l/min. vorhanden 
 
Die Prüfung zum Brandschutz der einzelnen Anlagen kann nur auf der Grundlage der konkreten 
Bauunterlagen erfolgen. 
 
14. BELANGE DES KATASTROPHENSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landkreis Harz v. 05.02.2024) 

Es wurden folgende Hinweise gegeben: 
Die Fläche wurde anhand der zurzeit vorliegenden Unterlagen (Belastungskarte) und Erkenntnisse 
überprüft. 
Erkenntnisse über eine Belastung der Fläche mit Kampfmitteln konnten anhand dieser Unterlagen 
nicht gewonnen werden, so dass davon auszugehen ist, dass bei Baumaßnahmen und 
erdeingreifenden Maßnahmen keine Kampfmittel aufgefunden werden. 
 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen Aktualisierung 
unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen ggf. von den bislang 
getroffenen Einschätzungen abweichen kann. 
 
Ungeachtet dessen mache ich nach wie vor darauf aufmerksam, dass Kampfmittelfunde jeglicher Art 
niemals ganz ausgeschlossen werden können 
 
Sollten bei Erschließungsarbeiten Kampfmittel aufgefunden werden oder besteht ein hinreichender 
Verdacht, ist umgehend das Ordnungsamt bzw. die integrierte Leitstelle des Landkreises Harz oder 
die nächstgelegene Polizeidienststelle zu informieren. Alle weiteren Schritte erfolgen dann von dort 
aus. 
 
15. BELANGE DES DENKMALSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Halle v. 09.02.2024 und 12.02.2024) 

Nach dem gegenwärtigen Stand sind im räumlichen Geltungsbereich des Vorhabens keine 
archäologischen Kulturdenkmale (gem. § 2,2 DenkmSchG LSA) bekannt. 
Nach derzeitiger Einschätzung des LDA bestehen gegen das Vorhaben aus archäologischer Sicht keine 
Einwände. 
 
Gemäß § 2 in Verb. mit § 18 (1) DenkmSchG LSA entsteht ein Denkmal ipso jure und nicht durch 
einen Verwaltungsakt. Nach § 9 (3) DenkmSchG LSA sind Befunde mit den Merkmalen eines 
Kulturdenkmals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen. Eine 
wissenschaftliche Untersuchung durch das o. g. Landesamt oder von ihm Beauftragter ist zu 
ermöglichen. Es ist festzuhalten, dass die im § 9 (3) verankerte Wochenfrist bei in der Erde oder im 
Wasser gefundenen Sachen dazu dient, eine eventuelle Denkmaleigenschaft, ggf. mittels kurzfristiger 
Untersuchungen durch das Fachamt, bis zum Ablauf einer Woche, festzustellen. Bei Feststehen der 
Denkmaleigenschaft finden weitere Schutzvorschriften des DenkmSchG LSA Anwendung. Es gilt die 
Erhaltungspflicht nach § 9 (1 und 2) und die Genehmigungspflicht nach § 14 (1) DenkmSchG LSA. 
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Soweit erforderlich kann diese gemäß § 14 (9) Auflagen zu einer fachgerechten Dokumentation nach 
den derzeit gültigen Standards des LDA erhalten (vgl. Urteil OVG LSA, 17.04.2003, 2 L 159/02). 
 
Die ausführenden Betriebe sind über die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht im Falle 
unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde zu belehren.  
 
In der im Rahmen der Erarbeitung des Flächennutzungsplans abgegebene Stellungnahme des 
Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie vom 17.03.2023 heißt es zu diesem Gebiet: >> Das 
Areal selbst weist keine Baudenkmale auf, wird jedoch an drei Seiten von Denkmalbereichen 
umschlossen. Daher ist auf dem vorgesehenen Gelände eine in Charakter und Maßstab an den 
umliegenden Gebäudebestand angepasste Bebauung ohne extreme Verdichtung wünschenswert. Zu 
beachten ist möglicherweise die zukünftige Erschließung, sollte sie durch die Denkmalbereiche 
erfolgen. Aus denkmalpflegerischer Sicht wäre eine Erschließung von Norden zu präferieren<<. 
 
Das geplante Vorhaben berücksichtigt diese Forderungen des Landesamtes für Denkmalpflege und 
Archäologie Sachsen-Anhalt. 
 
Aus Sicht der Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege ergeben sich keine neuen Gesichtspunkte. 
 
16. BELANGE DES SCHALLSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Ref. Immissionsschutz v. 27.02.2024, Landkreis Harz SG 
Immissionsschutz v. 08.02.2024) 

Aus der Sicht der Oberen Immissionsschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen den 
Bebauungsplan Nr. 44 "Poststraße" der Stadt Ballenstedt in Bezug auf die von unserem 
Zuständigkeitsbereich erfassten Belange. In der unmittelbaren Umgebung und im Geltungsbereich 
befinden sich keine Anlagen, die nach dem BImSchG genehmigungsbedürftig sind und für deren 
Überwachung das Landesverwaltungsamt zuständig ist.  
Die immissionsschutzrechtliche Zuständigkeit liegt dafür bei der Unteren Immissionsschutzbehörde.  
 

Die gemäß DIN 18005 – Schallschutz im Städtebau – Blatt I vorgegebenen Schallimmissionswerte für 
Mischgebiete müssen eingehalten werden. 
 
In der Stellungnahme des Umweltamtes, Sachgebiet Immissionsschutz des Landkreises Harz zum 
Flächennutzungsplan der Stadt Ballenstedt vom 27.02.2023 wird in Bezug auf das Wohngebiet 
südlich der Poststraße folgendes mitgeteilt: >> Im Ausfahrtbereich des geplanten Wohngebietes (W 
5) zur Poststraße befindet sich ein Autohaus. Südlich an das Verkaufsgebäude schließt eine Werkstatt 
an. Die Werkstatt grenzt damit unmittelbar an die geplanten Wohnnutzungen. 
 
Durch den Werkstattbetrieb können erhebliche Belästigungen durch Lärmimmissionen im geplanten 
W 5 nicht ausgeschlossen werden. Da das Autohaus mit Werkstatt in einer gemischten Baufläche 
liegt und gegenüber den Bestandsnutzungen damit ein geringerer Schutzanspruch geboten ist, als für 
das geplanten W 5 sicherzustellen wäre, stellt die beabsichtigte Planung einen Eingriff in den 
Bestandsschutz der Werkstatt dar, da zukünftig auf den höheren immissionsschutzrechtlichen 
Schutzanspruch eines Wohngebietes in unmittelbarer Nachbarschaft Rücksicht zu nehmen ist. Zudem 
wird die Werkstatt schon von 2 Seiten von Wohngebäude begrenzt. Lärmrelevante Anlagenteile 
können daher nur noch an die westliche Seite gelegt werden. Da dort nunmehr das W 5 geplant ist, 
bedeutet dies zusätzlich eine Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten des 
Werkstattbetriebes<<. 
 
Das Gebäude der geplanten Pflegeeinrichtung befindet sich ca. 35 m von benachbarten 
Wohnnutzungen entfernt. Daher könnten je nach Standort der haustechnischen Anlagen schädliche 
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Umwelteinwirkungen durch Lärmimmissionen, insbesondere während der Nachtzeit nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen werden. Daher kann sich im weiterführenden 
Baugenehmigungsverfahren das Erfordernis einer schalltechnischen Untersuchung ergeben, wenn 
lärmrelevante Anlagenteile in unmittelbarer Nähe zur Wohnnutzung vorgesehen sind. 
(Stellungnahme des Umweltamtes, Sachgebiet Immissionsschutz des Landkreises Harz vom 
08.02.2024) 
 
Die nach § 48 BauO LSA notwendigen Stellplätze werden auf dem Grundstück in Höhe der 
benachbarten Werkstatt realisiert. Durch diese Zuordnung werden die Entwicklungsmöglichkeiten 
des Werkstattbetriebs nicht eingeschränkt. Zum Nachweis der Einhaltung der Schallimmissionswerte 
gemäß DIN 18005 für die Bewohner und Beschäftigten des Pflegeheimes wären weitere 
schalltechnische Untersuchungen erforderlich. Es werden keine Carports errichtet.  
 
Die vorgesehene Stellfläche ist durch die Nebenanlagen (Lager, Scheune, Garage) auf den 
Nachbargrundstücken umgeben. Nachbarschaftsrechte werden nicht beeinträchtigt. Es ist höchst 
unwahrscheinlich, dass alle 24 Fahrzeuge täglich zur gleichen Zeit abfahren und ankommen würden, 
da die Stellplätze meist für das Personal des Pflegeheimes sowie für Besucher infrage kommen. 
Zusätzlich ist mit den Anliefer- und Servicefahrzeugen zu rechnen. Eine unzumutbare Belästigung, die 
zu gesundheitlichen Schäden durch übermäßige Schall-, Feinstaub- und Autoabgasemissionen führen 
wird, ist bei dieser Fahrtenhäufigkeit auszuschließen. Die umgebende Bebauung ist durch die 
maschinelle Arbeitsweise des aufgegebenen Gärtnereibetriebes schalltechnisch ohnehin vorbelastet. 
 
Als vorsorgliche Schutzmaßnahme kommt Pflanzung von Strauchhecken und Büschen insbesondere 
um die Stellplätze aber auch an die Grenzen zu den Nachbargrundstücken in Frage. 
 
17. BELANGE DES BODENSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landkreis Harz v. 01.02.2024) 

Gegen die vorgelegte Planung werden seitens der unteren Bodenschutzbehörde des LK Harz keine 
Bedenken erhoben. Es gibt keine weiteren Hinweise. 
 
18. BELANGE DES GEWÄSSERSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landkreis Harz v. 13.02.2024) 

Aus wasserrechtlicher und -fachlicher Sicht gibt es zum o. g. vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
keine Bedingungen und Hinweise. 
Schutz-, Risiko- oder Überschwemmungsgebiete sind nicht betroffen. Oberflächengewässer oder der 
Grundwasserkörperwerden nicht beeinflusst. 
 
19. BELANGE DES NATUR- UND UMWELTSCHUTZES 
(Stellungnahme: Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt Ref: Naturschutz, Landschaftspflege, Bildung für nachhaltige 
Entwicklung v. 19.02.2024; Landkreis Harz v. 15.02.2024) 

Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht sind zu beachten. Das LVWA verweist in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf § 19 BNatSchG i. V. m. dem Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 
2007, BGBl. Teil I S. 666) sowie auf die §§ 44 und 45 BNatSchG. 
 

 
Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt. In der Bekanntmachung ist darauf hingewiesen worden, dass auf die 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB verzichtet wird. 
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Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes befinden sich keine nach BNatSchG 
und NatSchG LSA eingetragenen Biotope. Auch die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Harz 
hat diesbezüglich keine Angaben gemacht.  
 
Alle Verkehrsanlagen und Fußwege werden auf das notwendigste Maß reduziert. Es sind großzügige 
Grünflächen mit integrierten Pflanz- und Beetflächen sowie Baumpflanzungen vorgesehen. Die 
Flachdächer werden auf den Flächen, die nicht für technischen Aufbauten (Photovoltaikanlagen) 
geplant sind, extensiv begrünt. 
 
Weitere Photovoltaikanlagen sind auf den nach Süden ausgerichteten Satteldächern geplant. 
 
Aus naturschutzrechtlicher Sicht gibt es keine Einwände gegen die vorliegende Planung. Die 
innerhalb des zu überplanenden Bereiches befindlichen Gehölze unterliegen den Bestimmungen der 
Baumschutzsatzung der Stadt Ballenstedt. Hinweise auf mögliche Konflikte mit 
artenschutzrechtlichen Belangen liegen der unteren Naturschutzbehörde zum Zeitpunkt dieser 
Stellungnahme nicht vor. 
 
 
20. SONSTIGE BELANGE 
Im Geltungsbereich des Plangebietes: 

o Ist keine Altlastenverdachtsfläche ausgewiesen. 
o Ist nicht für Rohstoffgewinnung bzw. –abgrabung vorbehalten. 
o Befindet sich nicht in einem Schutzgebiet. 
o Befindet sich in keinem Wasserschutz- bzw. Wassergewinnungsgebiet und auch nicht in 

einem durch Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebiet. 
o Belange der Landwirtschaft sowie der Forstwirtschaft sind nicht betroffen. 

 


